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Änderungsantrag 

	der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen 

zur Entschließung des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten

über:


	Forderungen an einen Europäischen Verfassungsvertrag

sowie

Stellungnahme zum Föderalismus-Konvent zur Zukunft der Europäischen Union der Präsidentinnen und Präsidenten und der Fraktionsvorsitzenden der deutschen Landesparlamente


Der Text wird ersetzt durch:

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen:

Mit der Erklärung von Laeken wurde am 15. Dezember 2001 die Grundlage zur Fortentwicklung der Verträge einer politischen Union gelegt, die grundsätzlich allen Völkern Europas offen steht und in der kleinere und größere Mitgliedsstaaten im gleichberechtigten Miteinander einen fairen Ausgleich der Interessen suchen.

Das Abgeordnetenhaus begrüßt die Einsetzung des Konvents zur Zukunft Europas und setzt große Hoffnungen in seinen Vorschlag für eine europäische Verfassung und die Neuordnung der Verträge. Der Konvent eröffnet die Möglichkeit einer richtungsweisenden Reform der Europäischen Union.

Das Abgeordnetenhaus wünscht eine umfassende Reform für mehr Demokratie, größere Transparenz und mehr Bürgernähe innerhalb der Europäischen Union. Die Strukturen Europas sollen durch die Verfassung verständlich, die Entscheidungen nachvollziehbar und parlamentarisch kontrolliert werden. Die Reform soll sich deshalb an den Prinzipien der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der Subsidiarität,  der Bürgernähe und der Handlungsfähigkeit orientieren. 

Das Abgeordnetenhaus von Berlin übermittelt dem „Konvent zur Zukunft Europas“ seine Stellungnahme und fordert den Berliner Senat auf, folgende Positionen bei Beschlüssen des Bundesrates  und gegenüber den Konventsmitgliedern des Bundesrates zu berücksichtigen:

Das Abgeordnetenhaus stimmt mit dem Europäischen Parlament überein, dass die Europäischen Verträge und die Funktionsweise der Europäischen Union inzwischen eine mangelnde Kohärenz und Transparenz aufweisen aufgrund der Zunahme der Instrumente und Verfahren. Die Europäische Union braucht eine europäische Verfassung, die die Verträge zu einem einzigen zweiteiligen Verfassungstext zusammenführt, d.h. mit

a) einem „konstiutionellen“ Teil, der die Präambel, die Charta der Grundrechte, die Zielsetzungen der Union und die Bestimmungen über die Institutionen und die Ermächtigungen umfasst, die nur im Zuge eines Konvents geändert werden können soll,

b) einem Teil, der verfahrensrechtliche und Detailfragen sowie die Fachpolitiken regeln soll.

Für eine klare Verteilung der Kompetenzen
Die Kompetenzen der Union und der Mitgliedstaaten, einschließlich der Gebietskörperschaften bedürfen einer Neuordnung. Am Ende der Neustrukturierung muss den Bürgerinnen und Bürgern klar erkennbar sein, welche Ebene und welche Institution für welche Entscheidung verantwortlich ist. Dabei sollte Demokratisierung die Leitschnur sein, und nicht der Ausbau des Exekutivföderalismus.

Die Neustrukturierung kann nur dann Transparenz und damit Bürgernähe bewirken, wenn dabei das Subsidiaritätsprinzp beachtet wird. Die Europäische Union soll nur dann eine Aufgabe erledigen, wenn diese von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend wahrgenommen und auf europäischer Ebene besser erfüllt werden kann. Dort aber, wo die Mitgliedstaaten für sich allein Aufgaben nicht mehr wirksam erfüllen können, muß die Europäische Union unter Respektierung gewachsener nationaler und regionaler Besonderheiten wirksam handeln können.

Der im Konvent diskutierte Frühwarnmechanismus für nationale Parlamente sowie das vorgeschlagene Klagerecht der nationalen Parlamentskammern in Kompetenzfragen wird unterstützt. 

  Das Abgeordnetenhaus ist der Auffassung, dass das System der Fonds unter Beachtung der Solidarität und des Subsidiaritätsprinzips beibehalten werden soll, wobei die Effizienz gesteigert werden muss. 

Stärkung der Regionen

Das Abgeordnetenhaus unterstreicht, dass Bürgernähe durch möglichst weitgehende Rechtsumsetzung auf lokaler oder regionaler Ebene gefördert wird. Den regionalen und kommunalen Gebietskörperschaften soll deshalb eine stärkere Rolle zukommen. Sie sollen in den sie unmittelbar betreffenden Angelegenheiten im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung entscheiden können. Hierbei kommt der Wiederbelebung der innerdeutschen Föderalismusdebatte die entscheidende Rolle zu. Die Europäische Union hat die Rechtsstellung der lokalen Gebietskörperschaften zu respektieren.

Das Abgeordnetenhaus ist weiterhin der Ansicht, dass die Rolle des Ausschusses der Regionen gestärkt werden sollte, damit die Interessen der Regionen stärker als bisher in die Entscheidungsprozesse eingebracht werden können. Seine Befugnisse sollen über die rein beratende Funktion hinausgehen. Er soll ein dem Europäischen Parlament entsprechendes Fragerecht gegenüber Rat und Kommission erhalten sowie ein eigenständiges Klagerecht vor dem Europäischen Gerichtshof. 

Beteiligung und Information

Das Abgeordnetenhaus ist der Überzeugung, dass die Verwirklichung der Europäischen Verfassung nur gelingen kann, wenn die Bürgerinnen und Bürger bereits vor deren Verabschiedung in deren Einarbeitung einbezogen werden. Eine Einigung ist ohne die Beteiligung seiner Bürgerinnen und Bürger undenkbar. Daher möchte das Abgeordnetenhaus eine möglichst umfassende Information der Bürgerinnen und Bürger über die Arbeit des Konvents zur Zukunft Europas sowie über die Haltung des Senats und des Abgeordnetenhauses.

Dazu ist jetzt und zukünftig unabdingbare Voraussetzung, dass die Landesregierungen die Landesparlamente zum frühestmöglichen Zeitpunkt über alle Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union unterrichten, die Gesetzgebungszuständigkeiten oder sonstige wesentliche Interessen des Landes berühren. Die Landesregierungen haben den Landesparlamenten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben und diese bei der Entscheidung zu berücksichtigen.

Berlin, den 12.Dezember 2002

Wieland, Klotz

und die übrigen Mitglieder der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
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